
Ausführlich dazu in Beschwerde gegen den Beschluss des Kammergerichts 
vom 09.10.25:

f) Auskunft der Verdächtigten, Nachweis 11

S. 4, c des ablehnenden Beschlusses:

Sodann wird erklärt, dass in den Aktenordnern unter Nachweis 11 mehrere Unterlagen 
befunden hätten:
woraus geht hervor, dass am 16.12.21 erbrechtliche Auskunft erteilt wurde,
bei welcher Gelegenheit, Umstände der Erstellung, Vorlage bliebe im Dunkeln
Und warum diese falsch wäre.
Dies gälte für weitere Beweisnummern, ohne dass dies vertieft werden müsse.

Im Fach 11 befand sich die komplette Auskunft der Verdächtigten- hier handelt es sich 
naturgemäß um ein Konvolut, d.h. die Auskunft mit Anlagen, insgesamt 30 Seiten:

das eigentliche Auskunftsanschreiben auf 2 Seiten vom 16.12.21 obenauf, erteilt vom 
Rechtsanwalt der Verdächtigten
und darunter die Anlagen, wie von deren Rechtsanwalt sortiert:
seine Bevollmächtigung, als Vollmacht bezeichnet,
als Anlage 3 bezeichnet (Seiten 4 bis 17): der Schenkungsvertrag der Immobilie;
als Anlage 4 bezeichnet: eine Seite vor Schenkung über 10 Jahre alten 
Verkehrswertgutachtens zur Immobilie;
Als Anlage 5 bezeichnet: die Bestätigung des Rechtsanwalts der später verstorbenen Mutter 
der Bf, dass der Betrag von 101.232,21€ zur Löschung von Grundschulden am 16.11.2010 
auf dem Anderkonto eingegangen ist;
Seite 19 bis 20 Nachlassverzeichis von dem Rechtsanwalt der Verdächtigten erstellt, hier 
wird anegeben dass der Hausrat des Erblassers über 30 Jahre alt gewesen sei.
Seite 20: Foto des einzigen Kunstgegenstands den der Erblasser noch besessen hatte
als Anlage 2 bezeichnet, insgesamt 8 Seiten: Rechnungen Beerdigung, Grabpflege.

Das Anschreiben ist mit Nachlass Dr Wehner Wolfgang, verstorben am 01.12.20 bezeichnet,
womit klar ist, dass es im folgenden um dessen Nachlass geht, mithin also erbrechtlich 
Auskunft erteilt wurde.

Der Adressat des Schreibens ist die Bf, somit ist klar, dass sich die Information über den 
Nachlass des Erblassers, die erbrechtliche Auskunft an die Bf richtete, dieser vorgelegt 
wurde.

Diese ist, wie unter erbrechtlichem Betrug ausgeführt falsch:
ausweislich § 3 des Schenkungsvertrags verpflichtete sich der spätere Erblasser zur Tilgung 
der Grundschulden und hat dies auch immer gegenüber Zeugen schriftlich und mündlich 
angegeben- insofern möchte die Verdächtigte falsch darstellen, dass sie die Grundschulden 
bezahlt hat;
mittels das alten Wertgutachtens wird Sanierungsfälligkeit suggeriert, ausweislich Fotos und 
eines Zeugen, hatte die Verdächtigte die Immobilie aber hochwertig saniert geschenkt 
bekommen, zudem war in § 3 festgehalten dass die Grundschulden für Investitionen auf der 
Immobilie verwendet worden waren;
in § 5 des Schenkungsvertrags wird behauptet, die Verdächtigte habe dem Schenker und 
späteren Erblasser 150.000€ gegeben. Ausweislich mündlicher und schriftlicher 
Zeugenbeweise, migrierte die Verdächtigte mit Steuermitteln aus Indien in die 
Bundesrepublik und hat ausweislich ihres einzigen Arbeitgebers nach der Universität wenig 



verdient, anbetrachts das der Erblasser gegenüber einer Zeugin angab, seine Kinder 
zugunsten der Verdächtigten um die Pflichtteilsansprüche zu betrügen, war dies ein Mittel 
um auch hier den Wert herabzusetzen, so dass möglichst keine Pflichtteilsansprüche 
anfallen;
ausweislich mündlicher und schriftlicher Zeugenaussagen, war der Spätere Erblasser 2019 
mit der Verdächtigten in eine neue Stadtvilla verzogen, die diese nachdem Verkauf der 
vorbenannten Immobilie erworben hatte und diese war hochwertig eingerichtet worden, da 
ausweislich Nachlassverzeichnis der Erblasser im gesetzlichen Güterstand verheiratet 
wurde, gehört diesen auch der Hälfte dieses neuwertigen Hausrats und daraufhin fallen 
Pflichtteilsansprüche an. 

Hinzu kommen die nicht angegebenen Geschenke, Firmenanteile, patente, Arbeitsleistungen
des Erblassers.

Man kann also mit Fug und Recht sagen: an dieser Auskunft stimmt nicht!

Und dessen verschwundenes Geldvermögen von ca. 1,8 Mio€ und über 8 Jahre 
verschwundenes Renteneinkommen.

Eigentlich sollte sich hieraus schlüssig ergeben, dass die Auskunft der Bf vorgelegt worden 
war.

Wegen des Umfangs ist die Bf erst im Nachtrag vom 18.08.25 mit Beweisen auf den 
Schriftwechsel zur Auskunft eingegangen, siehe hierzu, ab S. 56:

Ausweislich Fischer, StGB, 71. Aufl., 2024, § 263 StGB, Rn 6:
Die Tathandlung ist eine täuschende Erklärung über Tatsachen. Dies sind gegenwärtige 
oder vergangene Verhältnisse, Zustände oder Geschehnisse… die Aussagen über sie 
(Tatsachen) sind wahr oder unwahr… richtig oder falsch…

siehe zuvor

Ausweislich Fischer, StGB, 71. Aufl., 2024, § 263 StGB, Rn 16:
.. bejaht wird darüber hinaus die Möglichkeit einer Täuschung durch Unterlassen auch ohne 
Erklärung gegenüber dem Irrenden (BGH 39, 392, 298; NJW 1987, 1654)… verübt durch 
Schweigen.

siehe zuvor

Ausweislich Fischer, StGB, 71. Aufl., 2024, § 263 StGB, Rn 18:
Vorspiegeln falscher Tatsachen ist das unwahre Behaupten von Umständen die nicht 
gegeben sind.

Dies gilt für die Suggestion die geschenkte Immobilie sei sanierungsfällig gewesen, 
während sie in Wirklichkeit hochwertig saniert verschenkt worden war.

Ausweislich Fischer, StGB, 71. Aufl., 2024, § 263 StGB, Rn 19:
Entstellen wahrer Tatsachen durch Zusätze, Auslassungen oder Verzerren eines 
Sachverhalts.

Hierunter fällt die Suggestion, die Verdächtigte sei für den späteren Erblasser 
aufgekommen, der seit Februar 2012 kein Konto mehr gehabt habe- in Wirklichkeit 
erhielt sie die hohe Rente des Erblassers überwiesen.

Ausweislich Fischer, StGB, 71. Aufl., 2024, § 263 StGB, Rn 20:



Unterdrücken wahrer Tatsachen
ist das Unterlassen rechtlich gebotener Aufklärung durch aktives Verhindern der 
Kenntnisnahme. Auch scheinbar offene Erklärungen kommen in Betracht, wenn sie gerade 
auf Verschleierung der Tatsachen abzielen.

siehe zuvor

Ausweislich Fischer, StGB, 71. Aufl., 2024, § 263 StGB, Rn 33:
Vorspiegeln einer Zahlungsbereitschaft

Die Verdächtigte hat die Ast mit der Beauftragung eines Wertgutachtens, notariellen 
Verzeichnisses über 3 Monate hingehalten und erst im ersten erbrechtlichen Pkh 
Verfahren Dürftigkeit (12) erklärt.

Am 18.11.2021 forderte die Antragsstellerin die Antragsgegnerin zur Auskunft auf (120).

Am 16.12.2021 antwortete der Rechtsanwalt der Antragsgegnerin (11). 

Am 12.01.2022 fragte die Ast nach, ob die Erklärung über ergänzungspflichtige Geschenke 
abschliessend ist. Außerdem wurde eine Wertermittlung der Immobilie mit Fristsetzung zum 
16.02.22 angefordert.

Beweis: Schreiben der Antragstellerin vom 12.01.2022, 155

Am 06.02.2022 ergänzte die Antragsstellerin mit Fristsetzung zum 04.04.22 wegen der 
fehlenden Aufstellung/Kontenauszüge des Erblassers als auch zum Konto der 
Antragsgegnerin als de facto gemeinsames Konto die Beiziehung eines Notars an.

Beweis: Schreiben der Antragstellerin vom 06.02.2022, 156

Am 16.02.2022 verwies der Rechtsanwalt darauf, dass die Beantwortung der Fragen unnötig
sei, da ein notarielles Verzeichnis gefordert wurde- und suggerierte damit ein solches in 
Auftrag geben zu wollen.

Beweis: Schreiben der Rechtsanwalts der Verdächtigten vom 16.02.2022, 157

Am 05.04.2022 setzte die Antragsstellerin eine Nachfrist bis zum 22.04.2022.

Beweis: Schreiben der Antragstellerin vom 05.04.2022, 158

Am 21.04.2022 erklärte der Rechtsanwalt der Verdächtigten zum 12.05.2022 auf die 
Angelegenheiten zurückzukommen wollen

Beweis: Schreiben des Rechtsanwalts der Verdächtigten vom 21.04.2022, 159

Am 21.04.2022 erklärte die Antragsgegnerin zum 12.05.2022 auf die Angelegenheiten 
zurückzukommen wollen. Es wurde erneut erklärt, aus Krankheitsgründen nichts tun  zu 
können.

Beweis: Schreiben der Antragsgegnerin vom 12.05.2022, 160



Ausweislich Fischer, StGB, 71. Aufl., 2024, § 263 StGB, Rn 38:
Täuschung durch Unterlassen, wenn eine Garantenpflicht zur Aufklärung besteht, das 
Unterlassen der Verwirklichung des § 263 durch Tun entspricht (BGH 39, 392 298; NJW 
2007, 2868) und die Aufklärung möglich und zumutbar ist

Nach den eigenen Akten der Bf, die für den Pkh Antrag lediglich kopiert worden waren, sind 
die Beweisnummern und Fächern korrekt zugeordnet und bei umfangreichen Konvoluten 
auch erklärt, z.B. die Vermögensnachweise des späteren Erblassers bei Ehescheidung von 
dessen erster Frau wurden anhand deren wegen Verjährung vergeblichen Klage auf 
Zugewinnausleich aufgeschlüsselt. Diese Vermögensnachweise waren vom späteren 
Erblasser selber durch dessen Anwältin ins Verfahren eingebracht worden- dies war auch im
Text beschrieben- anders als im Erbrecht besteht hier eine gesetzliche Belegvorlage.

Sollten also noch weitere nicht zuordenbare Beweise bestehen, wird um Mitteilung gebeten. 
Richtig ist, dass Vermögensdelikte und immerhin geht es hier ja um gesamt 4 Mio€ (und 
12,5% Pflichtteil davon) Anlagenintensiv sind.


